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an und Das gründlegende Problem der internationalen Polider be nd immer die Abrüſtung bleiben, bis die Vermin-

gebenden ng der Heere und Flotten zur Tatſache geworden iſt.
zten Reich Verträge und Kriegsächtungspakte haben ſo lange
jwar, in en Wert, als ſich die Völker waffenſtarrend gegenüber
zu halten hen und der Militarismus als Bedrohung des Friedens
ſeinem Nah beſeitigt worden iſt. Deshalb haben wir auch die
kratiſche Kbgg ſchen Anregungen, von ſo idealem Schwung ſie ge
nächſten Angen waren, nicht überſchätzen können. Ganz abgeſehen
ſo men Ausnahmen, die England in den Vertrag hineinge
igſten Arbt elt hat, wird er keine Erfolge aufzuweiſen haben und
ſchauungen ie bleiben, ſolange die gewaltige Entwicklung der
ampf galt und der Technik nicht ausſchließlich den friedlichen
Verbeſſerſ bewerb der Nativnen nutzbar gemacht worden iſt. Wer

chichtlichen Ereigniſſe der letzten Jahrzehnte ver
eiß, daß die Tatſache der Heere und Flotten allein

eine Quelle dauernder Beunrühigung ſein muß. Die
zwiſchenfälle, die faſt immer auf Rechnung der be

neten Macht kommen, haben oft genug bis hart an die
ze des Krieges geführt. Daran wird ſich nichts ändern,
gleich ob man noch mehr Protokolle unterzeichnet oder
Die wichtigſte Aufgabe bleibt dgher, die Abrüſtung
griff zu nehmen. Es handelt ſich dabei nicht um
oraliſche Geſte oder um den guten Willen der Staats

er, ſondern um eine bindende Verpflichtung, die ſie
em Verſailler Vertrage eingegangen ſind. Die deutſche
ſtung wurde mehr als gewiſſenhaft überwacht, und der
der interalliierten Militär-Kontrollkommiſſion ſandte
Drohnoten an die Reichsregierung, wenn er durch eine
rompete aus dem Schlaf geſtört wurde. Das war

gutes Recht, vorausgeſetzt, daß auch die Entente ihre
chtungen mit der gleichen Gewiſſenhaftigkeit erfüllen

von jedoch iſt nicht die Rede. Die Ankündigung
rlains über ein Einvernehmen mit Paris über die

tung mußte zunächſt als ein Fortſchritt angeſehen
en, ſtellt ſich aber als genau das Gegenteil heraus
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ten. Er engliſch- franzöſiſche Einvernehmen
her t it jener Geſchicklichkeit, die ſich im parlamentariſchen
a n en Englands ſehr leicht erlernen eß, iſt es doch für alle

m b n die Hohe Schule konſtitutioneller Betätigung ge
e hat der britiſche Außenminiſter eine für ihn ſehr

Teile ckliche Erörterung ſeiner Außenpolitik abgebogen.
l n at, als die Debatte ſich allzu eingehend mit ſeinem

e alten beim Kelloggpakt und den Vorgängen in Aegyp
ſſerunf eſchäftigte, mit einer Senſation das Steuer herumge

ein iſſen. Zwiſchen Frankreich und England iſt ein Abkommen
v An et worden, das eine gemeinſame Stellung zum Ab-
Argen ngsproblem bedeutet. Man hat eine Einheitsfront er

d 2 t. Nicht ſofort wurde die Frage geſtellt, denn die Er
ngen Chamberlains waren recht verſchwommen und

üben keinen Anhalt, gegen wen ſie ſich richtet. Auch das
anzöſiſche amtliche Communiqué iſt ſo dürftig wie irgend
glich Man beruft ſich auf die internationale Höflich

um üherhaupt nichts über den Inhalt zu ſagen. Aus
n Matin wiſſen wir aber einigermaßen worum es geht.
ar und deutlich ſtellt ſich heraus, daß man im Grunde ge

en eine Front gegen die Vereinigten Staaten zur
Und in Wirklichkeit gegen Deutſchland zu Lande herbei

führt hat.

beſchäftit Die BlankoVollmacht
ußerungge Nach den Auslaſſungen des Pariſer Blattes, die nicht
euſſten entiert worden ſind und daher zutreffen dürſten, hat

der Kof i Foreign Office den Franzoſen freie Hand in der Frage
m in v W andabrüſtung gegeben. Es wird alſo die Theſe Paul
Scholz ei do neburs in Genf unterſtützt. Dieſe Theſe läuft darauf
hehauprn in üs, daß eine Verminderung nur für die ſtehenden
gen der Lere erfolgen ſoll, nicht aber für die Reſerven Es kommt

in den an lediglich darauf an, wie ein Land ſeine Menſchenkräfte
ine ſolch unutzen verſteht, in welcher Zeit es Rekruten auszu

feſtqlden weiß und welche techniſchen Hilfsmittel es ver
t. Zahlenmäßig nimmt das aktive Heer nur eine unter

brdnete Stellung ein. Jm Kriegsfalle iſt es der Kern
m hrend die Reſerven die eigentliche Armee bilden. Zeigt

h ſchon hier die Sabotage, ſo wird die Abſicht noch viel
nberhüllter, wenn man eiwa an Deutſchland denkt. Nähme
an einmal an, es würde ein einmütiger Beſchluß ge
et die ſtehenden Heere auf die uns zugebilligte Höchſt
a tärke von 100 000 Mann herabzudrücken, wobei noch nicht

n nmal berückſichtigt werden ſoll, daß das verhältnismäßig
r Frankreich mit ſeinen vierzig Millionen Einwohnern

ünſäger iſt als für Deutſchland mit ſeinen zweiundſechstg,
wäre für den Ernſtfall die Tatſache entſcheidend, daß

ankreich und ebenſo ſeine Bundesgenoſſen jeden Jahrgang
den Waffen rufen können, während bei uns keine Re

erben beſtehen. Wenigſtens nicht für die letzten zehn Jahre.
die geringe Zahl von entlaſſenen Reichswehrſoldaten kommt
n in Betracht. Sie würde mit ihren höchſtens fünfzig
uſend Mann gegenüber den Millionen jenſeits der Weſt

ine Wer

n neues

grenze keine Rolle ſpielen. Und gerade das iſt es, was
man in Frankreich erſtrebt hat. Man will das Uebergewicht
für alle Zeiten waren, während man gleichzeitig dauernd
von ſeiner Friedensliebe ſpricht.

Zur See
Dieſes erhebliche und für die Weltlage bedenkliche

Zugeſtändnis haben die Engländer natürlich nicht umſonſt
gemacht. Was ſie dafür eintauſchten, iſt genau dasſelbe
für die Flotte. Man muß ſich erinnern, worum auf der
letzten, von Waſhington einberufenen Konfevenz der Streit
ausbrach. Die Amerikaner verlangten, daß die Geſamt
tonnage der einzelnen Nationen feſtgeſetzt würde, wobei es
ihnen überlaſſen bleiben ſollte, auf welche Klaſſen ſie dieſe
Tonnage verteilen wollten. Die Briten bekämpften dieſen
Vorſchlag und forderten, daß jede einzelne Klaſſe genau
in ihrer Größe feſtgelegt würde. Scheinbar ſind ſie alſo
die wahren Freunde der Abrüſtung. Jn Wirklichkeit haben
ſie nur ihr Intereſſe dabei verfolgt. Sie ſind als Macht
deren Gebiete ſich auf die ganze Erde verteilen und die
überall in der Welt Jntereſſen zu vertreten haben, auf
Schlachtſchiffe und große Käufe angewieſen, deren Ver
drängung ſchwer ins Gewicht fällt. Staaten, für die das
nicht gilt, die ſich vielmehr darauf beſchränken müſſen,
nur ihre Küſten zu verteidigen, können die Groß- Schlacht
ſchiffe entbehren und werden Unterſee-Boote, Torpedos,
Zerſtörer und ähnliche Einheiten vorziehen. Ein modernes
GroßKampfſchiff hat ungefähr 30 000 Tonnen Waſſerver
drängung, jene kleinen Fahrzeuge zwiſchen 300 und 1500.
Käme der amerikaniſche Vorſchlag durch, ſo könnte ein
kleiner Staat von 90 000 Tonnen, die ihm zugeſtanden
werden, einen ausreichenden Schutz ſchaffen. Es baut dann

eben Unterſeeboote und Torpedos, während für Albion die
gleiche Zahl nur 3 Panzerkreuger bedeutet. Frankreich
deſſen Intereſſe eigentlich auf der Gegenſeite ſteht, hat
ſich nun dem britiſchen Standpunkt angeſchloſſen. Es iſt
höchſt unwahrſcheinlich, daß die Amerikaner nachgeben wer
den. Vermutlich iſt die Abrüſtung damit überhaupt er
ledigt, auch wenn es in dem Pariſer Communiqué heißt,
man hoffe, daß die übrigen Nationen das Abkommen bil
ligen würden. Für Deutſchland wird früher oder ſpäter
nichts übrig bleiben, als ſich auf den Rechtsſtandpunkt zu
rückzuziehen und auf Grund der Präambel zu Teil 5 des
Verſailler Vertrages die Abrüſtung aller Staaten zu ver
langen und nicht vor der Alternative zurückzuſchreckenß
bei Ablehnung den Verſailler Vertrag für gebrochen zu er
kläven.

Lloyd Georges Kritik
Jn der erwähnten Ausſprache des engliſchen Unter

hauſes hat Lloyd George nicht nur Kritik an dem Ver
halten Chamberlains gegenüber dem Kelloggpakt und der
Ueberſeepolitik geübt, ſondern ſich auch mit der Rheines
landräumung beſchäftigt. Dabei kam er zu der Feſtſtellung,
daß keinerlei Berechtigung beſtehe, die Truppen weiter auf
deutſchem Gebiet zu belaſſen. Man habe in Verſailles gar
nicht im Ernſt daran gedacht, daß ſich die Beſatzung über
zehn Jahre erſtrecken würde. Deshalb habe man ja aus
drücklich betont, daß eine Räumung eintreten müſſe, wenn
Deutſchland den guten Willen zur Vertragserfüllung zeige.
Das aber ſei geſchehen, wie niemand beſtreiten könne. Lloyd
George hat ſchon einmal geſagt, England und Amerißa,
hätten nur widerwillig der franzöſiſchen Forderung nach
Rheinlandbeſetzung nachgegeben, aber unter der Bedingung,
daß Artikel 431 in loyaler und großzügiger Weiſe von
Frankreich durchgeführt werde. Dieſe Feſtſtellung iſt umſo
wichtiger, als der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Breit
ſcheid kürzlich in der Welt am Montag behauptete, Deutſch
land lege den Artikel 431 falſch aus. Er habe nicht den
Sinn, den wir hineinbägen. Formal ſei Frankreich alſo
im Recht. Nur müſſe es aus moraliſchen Gründen den
Rhein räumen. Iſt es ſchon an ſich nicht gerade erwünſcht,
wenn ein übertriebenes Rechtsgefühl dem Gegner zu Hilſe
kommt und ihn auf die Moral verweiſt, ſo war es in
dieſem Falle umſo bedenklicher, als Breitſcheid nicht ein
mal ſachlich das Richtige getroffen hat. Mit ſolchen Ar
tiekln erſchwert er Briand nur ſeine Aufgabe Es iſt für
den Leiter des Quai d'Orſay leichter, vor ſeiner Oeffent
lichkeit die Räumung zu rechtſertigen, wenn ein Vertragstert
ihn dazu zwingt, als wenn er ſich auf allgemeine Geſichts-
punkte berufen muß.

Die pfälziſchen Zwiſchenfälle
Die Verurteilung von drei Deutſchen durch das fran

zöſiſche Kriegsgericht in Zweibrücken zu fünf Jahren Zucht-
haus war eine barbariſche Strafe für den Dummenjungen
ſtreich, den ſie mit der Herabreißung der Trikolore vom Offi
zierskaſino begangen haben. Nach kurzem wurde auch das
Auslieſerungsbegehren an Deutſchland gerichtet. Es ſtützt
ſich auf die Artikel 3 und 4 des Rheinlandabkommens, das

Sabotage der Abrüſtung

von uns unterzeichnet worden iſt, und daher gehalten wer
den muß. Rechtlich war dagegen überhaupt nichts zu machen.
Trotzdem ſetzte ein Entrüſtungsſturm in der deutſchnatio
nalen Preſſe ein. Namentlich die Blätter des Herrn Hugen
berg überboten ſich an Beſchimpfungen einer Regierung,
deren Chef Sozialdemokrat iſt. Schmach und Schande waren
die mildeſten Ausdrücke, Kein Wort wurde darüber geäußert,
daß jedes Kabinett bei uns den gleichen franzöſiſchen For
derungen gegenüber geſtanden und denſelben Standpunkt
eingenommen hat. Dabei hat die letzte Regierung mit vier
deutſchnationalen Miniſtern in vier Fällen, alſo für jeden
einen die Auslieferung verfügt. Aber wozu dem geneigten
Leſer die Wahrheit ſagen? Jnzwiſchen iſt es dem Reichs
kommiſſar Langwerth von Simmern und dem Botſchafter von
voeſch geklungen, die Pariſer Staatsmänner von der Un
haltbarkeit der Zuſtände zu überzeugen. Man wird auf die
Auslieferung der Uebeltäter keinen Wert legen. Damit
iſt der Zwiſchenfall als ſolcher abgetan, das Uebel ſelbſt
aber nicht beſeitigt. Es wird ſich immer wieder der gleiche
Vorfall abſpielen, bis die Rheinlandbeſatzung an ſich ver
ſchwunden iſt. Faſt die ganze deutſche Oeffentlichkeit hat
einmütig in dieſem Sinne Stellung genommen. Nur die
Deutſchnationalen haben den Dolchſtoß in den Rücken ge
führt. Es klingt ſo ſchön, wenn ſie immer von nationaler Ge
ſinnung reden. Was ſie darunter verſtehen, iſt für jeden an
deren unerträglich, weil es das Vaterland ſchädigt.

Der Kampf um Hugenberg
Jn der deutſchnationalen Partei iſt Hugenberg Sieger

geblieben. Wenigſtens vorläufig. Seine Macht iſt erheblich
In Potsdam II wurde der Ausſchluß von Lambach verfügt.
Ueber die eigentlichen Beweggründe dieſes Vorgehens haben

wir uns bereits ausgeſprochen, es handet ſich nicht um
Frage Monarchie und Republik, ſondern um die So

politik und die Stellung der Lohnempfänger zu den ſchwer
induſtriellen Arbeitgebern. Nur holen die Angeſtellten zum
Gegenſtoß aus. Sie ſtellen in Weſtfalen Nord den Antrag,
ihren Abgeordneten Hugenberg wegen parteiſchädigenden
Verhaltens auszuſchließen. Ganz gleich wie das Ergebnis
werden wird, die Kriſe geht weiter. Was dort geſchieht,
trifft auch die anderen Parteien. Von Zentrum und Deut
ſchen Volkspartei haben wir es ſchon feſtgeſtellt. Jetzt hat
die Beſeitigung des bayeriſchen Sozial miniſteriums auch
in der Bayheriſchen Volkspartei zu einer Kampfanſage der
Arbeitnehmer gegen die Parteileitung geführt. Wahrſchein
lich werden wir im Herbſt eine Umbildung in allen Lagern
erleben. Die Politik wird heute nicht mehr nach den alten
Geſichtspunkten geführt, kann es nicht mehr. Nur die Par
teien wollen nicht begreiſen, daß neue Probleme eine neue
Behandlung erheiſchen,

Richard May.

Das Ausführungsgeſetz zum Artikel 48
Neue Vorbereitungen im RReichsinnenminiſterinm.

Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, wünſcht
man im Reichsminiſterium des Jnnern die Arbeiten für
ein Geſetz zur Ausführung des Artikels 48 der Reichsver
faſſung mit Nachdruck zu verfolgen. Von nicht zu unter
ſchätzender Bedeutung iſt dabei die Frage, wie die Koſten
zwiſchen Reich und Ländern verteilt werden ſollen, die bei
Maßnahmen auf Grund des Artikels 48 entſtehen. Der
Reichspräſident kann nach Artikel 48 von ſich aus den
Ausnahmezuſtand verhängen, wenn die öffentliche Sicher
heit und Ordnung erheblich geſtört oder gefährdet wird.
Nach Abmachungen, die früher zwiſchen dem Reich und
Preußen getroffen worden ſind, trägt in einem ſolchen
Fall das Reich im weſentlichen die entſtehenden Koſten Bei
Vereinbarungen des Reiches mit anderen Ländern, die im
Verlauf der Vorbereitung des Ausführungsgeſetzes getroffen
werden ſollen, müßten dieſelben Beſtimmungen getroffen
werden. Unklarheit beſteht dagegen heute noch für den Fall,
daß der Ausnahmezuſtand auf Antrag eines Landes vom
Reichspräſidenten verhängt wird, oder wenn die Landes
regierung Ausnahmerecht ſchafft, das dann vom Reichs
präſidenten beſtätigt wird. Das Reich hat bisher den Stand
punkt vertreten, daß in dieſen Fällen die Länder für die
entſtehenden Koſten aufzukommen hätten, während mit
Sicherheit geſagt werden kann, daß die Länder in kom
menden Verhandlungen dieſer Auffaſſung des Reichs ent
gegentreten werden.



Ein
Brudergeiſt in Wien

Wien iſt für alle Zeiten für die Deutſchen eine Zauber
ſtadt geweſen. Sein Name hat vollen Klang. Die ganze
deutſche Herzlichkeit die ganze deutſche Fröhlichheit die ganze
deutſche Sehnſucht nach Romantik daß alles liegt in
dieſem Zauberwort miteinander verbunden, das gibt ihm
ſeinen Reiz. So war es früher und ſo iſt es heute. Das
iſt nichts Gemachtes, das iſt ein Stück des deutſchen Ge
müts. Und wenn dieſes Wien mit ſeinem fröhlichen Volk
eingeladen hat zum deutſchen Sangesſeſt, nun dann muß das
eben Stimmungen auslöſen, die in brüderlicher Herzlich
keit ihren Ausdruck finden.

Aber niemand hat damit gerechnet, daß dieſes deutſche
Sängerfeſt zu einer großen Kundgebung ſich geſtalten würde
in der das ganze Heimweh nach dem großen deutſchen ge
einten Reich einen frohen und doch ernſten Jubel auslöſte.
Jubel darüber, daß man endlich einmal ſo nah beieinander
war. Zu Hunderttauſenden beieinander, als ob zwiſchen
dem Reich und zwiſchen dem Oeſterreich keine Schlagbäume
mehr ſtehen, an denen Päſſe revidiert werden, an denen
Zollbeamte das Gepäck kontrollieren müſſen. Wenn irgend
etwas, dann iſt es dieſe Grenze, die künſtlich aufgerichtet
wörden iſt. Noch niemals bei irgendwelchen internatio
nalen Begebenheiten iſt die Bruderſchaft zweier Völker zum
Durchbruch gekommen. Man kann Freundſchaft ſchließen,
wenn die Gaſtfreundſchaft über alle Schranken der Nationen
hinweg herzlich geweſen iſt. Aber ſich als Bruder fühlen,
das können nur Männer und Frauen, die eines Geiſtes
eines Sinnes, einer Sprache, einer Kultur entſtammen, in
denen eine Volksſeele lebt. Man wird es verſtehen, daß
man jenſeits der deutſchen Gaue dieſe Dinge nicht nacher
leben kann. Aber das deutſche Volk an der Donau, am
Rhein, an der Weichſel, an der Elbe und an der Oder
dies deutſche Volk muß es ſich verbitten, daß man ſolche
Gefühlsausbrüche, die nur der Ausdruck einer Qual über
die künſtlich aufgezwungene Trennung ſind, als etwas Un
echtes, als etwas Gemachtes, als etwas gewollt Politiſches
herabzerrt.

Die Hunderttauſende, die in der Schubertſtadt Wien im
deutſchen Lied ſich gefunden haben, und die Hände inein
anderlegten und einen Schlag der Herzen miteinander ſpür
ten, dieſe Hunderttauſende, dieſe Millionen, haben dort in
der Fröhlichkeit der Feſtesſtimmung nicht politiſches kund
tun wollen. Sie ſind nicht zuſammengekommen, um einen
Vereinsbeſchluß zu faſſen, ſie ſind zuſammengekommen, um
endlich einmal beieinander zu ſein. Sie haben allerdings
in dieſer Art, wie ſie ſich fanden, geſprochen für den An
ſchluß und für die Einheit. Sie haben kundgetan, daß ſie ein
Volk ſein wollen in einem Reiche

Wenn der deutſche Reichstagspräſident Löbe unter der
Wucht dieſes Eindruckes das politiſche Fagit der Wiener
Sangestage gezogen hat. Wenn er feſtſtellte, daß wir ein
Volk ſind und eine Nation ſein wollen und einmal auch ein
Staat ſein werden, ſo iſt das nichts weiter als das Bekennt
nis der zwei Millionen Wiener an die Hunderttauſend
Deutſchen und umgekehrt. Jn der Tat kann man auf die
Dauer einem 70MillionenVolk das Recht auf Selbſtbe
ſtimmung nicht verwehren, das jedes andere Volk heute
ausüben darf. Jn der Tat vernichten die Herren Beneſch aus
Prag und Marinkowitſch aus Belgrad die Magna Carta
ihrer eigenen nativnalen Entſtehung, ihrer eigenen Frei
heit, ihres eigenen Lebensrechtes, wenn ſie dem deutſchen
Volke dieſes freie Selbſtbeſtimmungsrecht verweigern wollen,
wenn ſie es für Zeit und Ewigkeit in zwei Teile zerreißen
wollen. Niemals freilich werden ſie hindern können, daß
über dieſe widerſinnigen Grenzen hinweg der ſtille Anſchluß
ſich täglich aufs Neue vollzieht. Und wenn gewiſſe Kreiſe in
Paris das Wiener Feſt, das ihnen mißſfällt, dazu benutzen,
um die alten Hetzphantaſien wieder in die Hirne zu häm
mern, dann wird man auch darüber zur Tagesordnung
übergehen können, auch hier hat Löbe das richtige Wort ge
funden: wir ſind nie entmutigt geweſen, wir brauchen
daher für die Anſchlußbewegung nicht neuen Mut zu
ſchöpfen.

Der Feſtzug der Sänger war ein Triumphzug der bei
den Brudervölker. SchwarzRot-Gold und RotWeiß-Rot,
das waren die beiden Symbple, unter denen man Stunden
und Stunden durch die Straßen zog. Von zehn Uhr vor
mtitags bis 7 Uhr abends ununterbrochen ein einziger Zug.
Sänger aus Oeſterreich, aus Deutſchland, aus der Schweis,
aus Ungarn, aus Rumänien, aus Jugoſlawien, aus Böh
men, aus Amerika, aus Südafrika, deutſche Sänger unter
den Farben der deutſchen Einheit. Daß es da nur einen
Jubel gab, nur eine Sonnenfreude, wen mag das
wundern? Und doch, einmal verſtummte der Sang. Ein
mal, als vor den Sängern) aus Südtirol, ſymboliſch ge
trennt, von den übrigen, ein Mann ſchritt, ein einziger
Bannerträger, mit dem Adler Südtirols, mit dem Symbol
des Andreas HoferAdlers. Getrennt von den übrigen
und doch zwiſchen ihnen Hier iſt auch eine Pflicht Brücken
zu ſchlagen eine nativnale Pflicht, nicht eine nationg
liſtiſche. Aber davon iſt es beſſer zu ſchweigen.

Unter dem Protektorat von Hainiſch und Hindenburg
hat dies 10. deutſche Sängerfeſt geſtanden. Und der Bundes
präſident der Republik Oeſterreich hat das rechte Wort ge
ſprochen, wenn er feſtſtellte, daß das deutſche Volk eine Ein
heit bildet, die nicht zerriſſen werden kann. So iſt auch die
Situation Alles darüber hinaus iſt Neid und Hetze. Denn
man hat in Wien nicht mehr gewollt und auch nicht mehr
getan als dies zum Ausdruck gebracht, daß man ein Volk
iſt und damit auch ein Reich, das nicht zerriſſen werden
ſann. Was ſpäter einmal ſich äußerlich vollzkeht und wann
es ſich vollzieht, das braucht weder die Deutſchen in Deutſch
land noch die Deutſchen in Oeſterreich zu bekümmern. Es
gibt Notwendigkeiten, politiſch und wirtſchaftlich geſehen, die
ſo ſtark, ſo zwingend ſind, daß ſie ſich zur rechten Zeit
von ſelbſt erfüllen. Jn Wien lebte dieſer Tage ein Bruder
geiſt, aus dem nur Gutes und Starkes und Lebenskräftiges

deich und ein Volk!
SchwarzRot Gold und Rot-Weiß-Rot

geboren werden kann. Niemand braucht darum bange zu
ſein.

Die deutſchen Parlamentarier in Wien
Nur Löbe und Rönneburg.

Aus Wien wird dem Demokratiſchen Zeitungsdienſt“
geſchrieben:

So ſtark auch der Eindruck des Deutſchen Sängerfeſtes
in Wien haften geblieben iſt, eins hat man in der Donau
ſtadt mit Verwunderung, wenn nicht mit Befremden feſt
geſtellt Die geringe Beteiligung reichsdeutſcher Parlamen-
tarier an dieſem nationalen Ereignis im beſten Sinne des
Wortes. Neben dem Reichstagspräſidenten Löbe wurde hier
nur der demokratiſche Reichstagsabgeordnete Landrat Rönne
burg feſtgeſtellt, ſo daß alſo die Rechtsparteien vollſtändig
fehlten. Man fragt ſich in Wien, ob die Rechtsparteien nur
teilnehmen, wenn nationaliſtiſche Organiſationen mit mili
täriſche Gepränge auſziehen und ob ſie für die Bedeutung
einer überparteilich nationalen Kundgebung, wie ſie in Wien
ſtatt fand, keinen Sinn haben. Es muß geſagt werden, daß
die Reichsdeutſchen in Wien bei dieſer Gelegenheit ein groß
deutſches Bekenntnis auch der deutſchen Rechtsparteien er
warteten, denn es kommt darauf an, daß die Volksbewegung
politiſche Kraft erhält.

Die neue Fraktion
Die erſten demokratiſchen Arbeiten im Reichstag.

Die neue demokratiſche Reichstagsfraktion hat die kurze
Zeit von Eröffnung des Reichstages bis zum Beginn der
Sommerferien zu einer außerordentlich nachhaltigen Tätig
keit benutzt und die von ihr ſür richtig gehaltene Politik auf
allen Gebielen durch eine größere Anzahl von Anträgen,
Interpellationen und geſetzgeberiſche Entwürfe im Reichstag
betrieben.

Stkaats politiſch iſt der Antrag auf Vorlegung
eines neuen Reichswahlgeſetzes bedeutungsvoll, das ein
engeres Verhältnis zwiſchen der Wählerſchaft und den Abge
ordneten herſtellen ſoll. Des weiteren iſt hier ein Jnitiativ
geſetz zu erwähnen, nach dem eine neue Sammlung des
Reichsrechts durchgeführt werden ſoll. Jm ganzen Reiche
einheitliche und gut gegliederte Selbſtverwaltungskörper zu
erzielen, erſtrebt der Antrag auf eine Reichsſtädtevrdnung
und eine Reichslandgemeindeordnung. Die Buntſcheckigkeit

der deutſchen Staatsangehörigkeit ſoll durch ein deutſches
Reichsangehörigkeitsgeſetz beſeitigt werden.

Soziale Probleme verfolgt ein Antrag auf größte
Beſchleunigung in der Durchführung des Kriegsſchädenſchluß
geſetzes und in der Anwendung von Hilfsmaßnahmen für
die weſtlichen und öſtlichen Grenzgebiete.

Die Arbeiterwochenkarten ſollen künftig den verſiche
rungspflichtigen Angeſtellten zugängig gemacht werden. Ein
Kleinrentnerverſorgungsgeſetz ſoll endlich die von den frü
heren Regierungsparteien ſolange verzögerte Löſung des
Kleinrentnerproblems bringen. Die Pfſlichtverſicherungs
grenze bei der Angeſtelltenverſicherung ſoll auf 8400 RM
ſfeſtgeſetzt werden.

Beamten politiſch hat die Fraktion erneut einen
entſcheidenden Schritt durch Einbringung eines deutſchen
Beamtengeſetzes gebracht, das ganz im Rahmen der Vor
ſchläge des Deutſchen Beamtenbundes in 572 Paragraphen
die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten vegelt und Grund
ſätze für das Recht der Beamten aller übrigen öffentlich

rechtlichen Körperſchaften aufſtellt.
Der Beſeitigung der im Reichsbeſoldungsgeſetz vom

16. Dezember 1927 und in den dazu erlaſſenen Aus
führungsbeſtimmungen verbliebenen Härten dient ein wei
terer Antrag.

Das Familien recht verlangt ein Geſetz betr. das
Recht der unehelichen Mutter und ihres Kindes und einen

Geſetzentwurf zur Moderniſierung des Eheſcheidungsrechts,
was beides durch entſprechende Anträge erſtrebt wird.

Land wirtſchaftliche Siedlung iſt beſonders
planmäßig bearbeitet worden. Jm Einvernehmen mit den
Ländern ſollen landwirtſchaftliche Siedler für mehrere Jahve
ſteuerliche Freiheit genteßen. Bei Durchführung von Sied
lungsunternehmungen ſoll möglichſt weitgehende Frachtver
günſtigung gewährt werden. Die Preisſpanne zwiſchen dem
Ankaufspreis des Siedlungslandes und dem Abgabepreis

ſoll möglichſt verringert werden. Die Siedlungskredite in
Preußen ſollen keine ungünſtigeren Bedingungen haben
als die im Reiche. Nicht mehr exiſtenzfähige landwirtſchaft
liche Großbetriebe ſind vom Reiche für Zwecke der bäuer
lichen Siedlung auſzukaufen. Bei Aufteilung ſolchen Sied
lungslandes iſt auch der Bedarf der anliegenden kleinbäuer
lichen Betriebe an Siedlungsland zu berückſichtigen.

Die geſamte Wirtſchafts politik wird dar
über hinaus von einem Sondergusſchuß der Partei program
matiſch neu bearbeitet

Kriſe auch in der Deutſchen Volkspartei
Die durch den deutſchnationalen Abgeordneten Lambach

entfeſſelte Bewegung zieht immer weitere Kreiſe. Das iſt
nicht verwunderlich, denn es handelt ſich ja hier nicht um
eine vereinzelte Aktion eines Abgeordneten, dem einmal
die Feder ausgerutſcht iſt, ſondern um eine Kriſe, die ſich
ſchon ſeit längerer Zeit ankündigte. Es geht um die Stellung
der chriſtlichen Gewerkſchaften, denen ja auch der deutſch
nationale Handlungsgehilfenverband, die von Lambach ge
führte Organiſation, angehört. Zwiſchen dieſen Gewerkſchaf
ten und den politiſchen Parteien, in denen ihre parlamen
tarzſchen Vertreter ſitzen, beſtehen ſchon ſeit einiger Zeit
Spannungen. Wie es heißt, wird jetzt an die Lambach
Kriſe bei den Deutſchnationalen auch eine Auseinander
ſetzung innerhalb der Deutſchen Volkspartei anknüpfen,
in der die chriſtlichen Gewerkſchaften durch den Abgeordneten
Thiel vertreten ſind. Thiel ſoll beabſichtigen, ſeinem Kol

Miniſterialdirektor Brecht, der als n en en bisher

Parteifreunde
zum Provinziallandtag, zu den Kreistagen u.
vertretungen ſtatt.

Rüſtet zu dieſen kommunalen Wahlen, baut die O
ſationen aus und beſchafft die notwendigen Mittel n ſachl

n m J We e t Auf denprift „Diere z

hegen Lambach ſeine warme Sympathie auszudrücken und lin
dabei gleichzeitig Kritik an der Haltung der Den An das t
Volkspartei gegenüber den Arbeitnehmern üben. Und 36 bezeichnet
ſoll dies im Rahmen einer Tagung des deutſchvolkshan ſannt habe
lichen Angeſtelltenausſchuſſes im Oktober ſtattfinden. i en nicht
man hinzu, daß auch vom rechten Flügel der Deutſ e gegen v
Volkspartei Kritik an Dr. Streſemann geübt wird, ſo keiner Sei
man ſich auf intereſſante Auseinanderſetzungen innere Tatſache
der Deutſchen Volkspartei gefaßt machen müſſen. bei.

MRbeit au

iſtimmend

Kameke geht auf Urlaub )ages hin
Liquidation der Aera Keudell. Daraus

nieWie verlautet, wird in der nächſten Zeit der Leiter le

Verfaſſungsabteilung im Reichsminiſterium des Jnnern
niſterialdirektor von Kameke einen Urlaub antreten, don an muß
er auch nicht wieder in ſein Amt zurückkehren wird. Jm llzemein
gemeinen war bei den Verhandlungen über die Regierur d
bildung beſprochen worden, größere Perſonalveränderun ſtellen.
erſt im Herbſt vorzunehmen. Hier aber handelt es VWtt
um einen Sonderfall. Herr von Keudell hatte ſeinen Fre ſeine Prov
und Parkteifreund von Kameke in dies Amt gebracht ren und
dem bewährten früheren Leiter der Verfaſſungsabteil ſpäteren

bekannt war, in brüsker Weiſe den Stuhl vor die Tür indung de

ſetzt. „PreußiſWie es heißt, hat Herr von Kameke das Unhalth e
der jetzigen Situation ſelbſt eingeſehen Er ſoll bereit en en
weſen ſein, den Abſchied zu nehmen. Damit war aber Kreht un
deutſchnationale Reichstagsfraktion nicht einverſtanden, en anf

man ſollte es nicht für möglich halten aus an Länder
einen „Märtyrer“ ſeiner Ueberzeugung machen will, kutſchen e

Jm übrigen iſt auch der Bruder des früheren In überlaſſ
miniſters, Miniſteriglrat Otto von Keudell, der als p e
tiſcher Manager im roten Hauſe am Platz der Republik e ung Das
war, rechtzeitig auf Urlaub gegangen ſ drei Gr

n umſchr
hdtr die

Aufforderung zum Tanz e
Politiſcher Boykott in Pommern. hen werd

In einer größeren Stadt Vorpommerns wirkt rwaltu
r Richtunhöherer Beamter, der ſich eifrig für den neuen Staat Sag sbeh

tätigt. Er iſt Demokrat. Bei einer Geſellſchaft wird e nzelnen
Tochter zum Tanz aufgefordert und ſteht mit ihrem Part khitung
angetreten. Da trikt ein Arzt zu dieſem: „Du ſollſt des leichzei

nicht mit der Tochter dieſes Demokraten tkanzen!“ ſa Eine beſt
er, ſo daß es die junge Dame hören muß! Die jüng der zweile
Tochter dieſes ſelben Demokraten ſollte eingeſegnet wen ſpiele
den Es herrſchte in dieſer Stadt die Sitte, daß die Kind e
immer paarweiſe vor den Altar treten, um den Seg t. n
des Geiſtlichen zu empfängen und eingeſegnet zu werde hehörder
Was geſchah Sämtliche Kinder weigerten ſich, mit dekhungen g
jungen Mädchen vor den Altar zu treken, weil der Vat Die Fun
Demokrat ſei! Auf Eingreiſen des Vaters beſtimmte ſchlie für a
lich der Geiſtliche daß eine der Mitſchülerinnen mit den et
Boykottierten zu gehen habe. So werden bereits die ind en

unter Druck geſetzt und den Frauen geht's nicht ander m gang
n

Wem verdankt Hölz die Freiheit? di
Das große Theater, das die deutſchen Kommürniſte e

nach Moskauer Vorbild mit der Freilaſſüng von Hh
veranſtaltet haben, dient der Rechtspreſſe dazu, den deu heute w.
ſchen Bürger ein wenig das Gruſeln zu lehren. Durch eine deshalb

firen Taſchenſpiehertrick wird es ſo dargeſtellt, als hät neuen Ju
die Reichsregierung in freventlichem Leichtſinn einen neu Profeſſe
Schinderhannes auf das wehrloſe deutſche Bürgertum los bene Ah
laſſen. Die Gefährlichkeit des Hölz wird dabei maßloing unter
übertrieben und die Feſtigung der deutſchen ſtaatlichen Vehg erſchei
hältniſſe, die eine Wiederkehr von Ereigniſſen, wie ſie iFſtige
den Jahren bis 1923 möglich waren, völlig ausſchließ bung
gänzlich unberückſichtigt gelaſſen. Das Manöver der Recht de
preſſe iſt aber umſo unverfrorener, als ſie die Tatſach heit van
gänzlich zu vertuſchen beinüht iſt, daß die Rechte ſelbige m
insbeſondere die Deutſchnationalen, den ſtärkſten Anteil an Ab
der Freilaſſung von Hölz hat. Hat man denn auf jene matt W
Seite ganz vergeſſen, daß ſchon im alten Reichstag Her üinſg
Everling von den Deutſchnationalen ein Geſchäft auf G h
gegenſeitigkeit mit den Kommuniſten abgeſchloſſen hatte, e ndee
nach die Kommuniſten für die Freilaſſung der Fememörde gen
ſtimmen ſollten, während die Deutſchnationale en d
ſüch bereit erklärten, die kommuniſtiſche ige u
Hbchverräter einſchließlich des Hölz zu an ne
neſtieren? Dies Geſchäftchen iſt doch damals nur S lern,
ſcheitert, weil die Sozialdemokraten ſich der Auffaſſüne v
der Mittelparteien anſchloſſen, daß eine ſo weitgehende
Amneſtie nicht angebracht ſei. Ueberhaupt ſind es don du
die Mittelparteien geweſen, die ſtets die Auffaſſung ver die
treten haben, daß im Intereſſe einer geordneten Rechts S
pflege von der Amneſtie nur ein ſparſamer Gebrauch gemach n
werden dürfe. Auch im neuen Reichstag haben die Deutſche
nationalen mit als erſte den Ruf nach Amneſtie ertöne di
laſſen und auch der Vorlage zugeſtimmt, auf Grün e
deren u. a. auch Hölz jetzt freigelaſſen worden iſt. Wor le W

über beklagen ſte ſich alſo hine
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Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, hat
b s preußiſche Mitgkied des Reichsreformausſchuſſes Dr.
aut die recht, in der von ihm als „geſchäftstechniſche Beratungs

en Mitte nterlage vorgelegten noch Uunveröffentlichten Denkſchrifft
m Schluß ſachliche Vorſchläge in zehn Aufſätzen zuſammen
eſaßt. Auf den Jnhalt dieſer Leikſätze geſtattet ein in der

928 bezeichnet es Brecht, daß Bayerns Miniſterpräſident
erkannt habe, daß das Verhältnis zwiſchen Reich und
ſreußen nicht ſo bleiben kann, wie es jetzt iſt. Ebenſo

ibt wird urde gegen Verſchmelzung kleinerer Länder mit größeren
zungen on keiner Seite grundſätzlicher Widerſpruch erhoben. Jnm in jeſen Tatſachen liegen hinreichende Grundkagen für poſi

e Albeit. Aber man muß ſich ſtets bewußt ſein, daß ſich

auſ vo
attfinden,

el der d

jeſe Arbeit auf Zweidrittelmehrheiten ſtützen ſoll und daß
lauh je zuſtimmenden Landesregierungen das Vertrauen ihres

andtages hinter ſich haben müſſen.
l. Daraus ſolgert Brecht die Notwendigkeit größter Oeko
äit der vinie, „um nicht durch Verbindung von Fragen, die trenn
des ma t ſind, jeden Schritt doppelt zu gefährden.“

treten. n Man muß bei dem grundlegenden Geſetz daher u. a.
en wird e allgemeine territoriale Neugliederung und die Typit
die Regi rung des Aufbaus der Länner (Landespräſident uſw.)
jalberände urückſtellen. Später ſeien hier Fortſchritte leichter zu er
handelt len. Brecht vermeidet es, Preußen zum „Reichsland“

te ſeinen nd ſeine Provinzen zu Provinzen eines Reichslandes zu de
mit gebrag tadieren und dadurch äußerliche Gegenſätze zu ſchaffen,
oſfungealſ ehe ſpätere Angleichungen erſchweren. Er ſpricht vielmehr
ter Repuh n den bisherigen Preußiſchen Provinzen im Falle einer

ie Jrbindung der Reichs und Staatsregierung als den künf
en „Preußiſchen Ländern“. Für ihre Rechte muß aber

das Unhte bisherige provinzielle Zuſtand den Ausgangspunkt einer
ingſamen Entwicklung bilden.

Brecht unterſcheidet ſo zwiſchen preußiſchen (und den
v

iſhen Ländern, wie Sachſen, andererſeits, und drittens
ddeutſchen Ländern, wie Bayern, wobei es jedem größeren

früheren nde überlaſſen ſein ſoll. welcher Gruppe es ſich zurechnen

h der al l Nach außen treten die Unterſchiede kaum in die Ert ne inung. Das Mindeſtmaß der Rechte des Reichs ſoll bei
len drei Gruppen grundſätzlich durch die Weimarer Ver
aſſung umſchrieben ſein.

Für die beiden erſten Gruppen wird das Verhältnis
un Reich beweglich geſtaltet, ſo daß es ſich bei den bis
tigen Provinzen, wo Reichs und Staatsbehörden ver
hnolzen werden, in der Richtung auf eine Verſtärkung der

o re Albſtverwaltung, bei den Ländern der zweiten Gruppe
der Richtung auf eine ſtärkere Verſchmelzung der Reichs

en Stided Staatsbehörden ſortentwickeln kann, ohne daß hierüber
ift wid enzelnen ſchon jetzt entſchieden zu werden braucht. Dieſe
hre Paeberlettung ſeit verhältnismäßig einfach und mache nicht
Du ſoll kele gleichzeitige unabſehbare Entſchlüſſe notwendig
tanzen Eine beſondere Rolle ſoll für die Weiterentwicklung
Die r zweiten Gruppe die Einführung der Auftragsver

z

n.

ſallung ſpielen, bei der die Landesverwaltung Reichsge
Niſte beſorgt, dafür aber nicht dem Landtag, ſondern

daß die Reichsregierung und durch ſie dem Reichstag verantwort
m den Ach iſt. Dadurch ſoll das Beſtreben nach Schaffung neuer
et zu weleihsbehörden abgeſtoppt und die Möglichkeit zu Ver
ſich, mit melzungen geſchaffen werden.

veil der Die Funktion des Preußiſchen Landtags, einheitliche
Eſehe für alle preußiſchen Provinzen zu erkaſſen, muß

n hedingt erhalten bleiben, wenn man nicht den Krebs
nen mit gehen und die einheitliche Geſetzgebung durch zwölf
ats die ſhe Geſetzgebung erſetzen will.
nicht a Im ganzen ſpricht ſich der Aufſatz über die Möglichkeit

ngeſegnet

wird, daß die rund ſechgig Bände des Reichsgeſetzblattes

zur Feſtſtellung des heutigen Rechtszuſtandes in Preußen

m Brechts Vorſchläge zur Reichsreform
den die Denkſchrift des preußiſchen Ausſchußmitgliedes Die

techniſch durchführbar Dreifache Abſtufung des Verhältniſſes zum Reich
Reſorm politiſch und

entſcheidender Fortſchritte, wenn man den politiſchen Regali
täten Rechnung trägt, durchaus vptimiſtiſch aus.

Miniſterialdirektor Brecht hat auf Anfrage erklärt,
daß ſeine Vorſchläge nur der techniſchen Erleichterung der
Beratungen dienen ſollten, vrealiſierbare Vorſchläge könnten
nach ſeiner Anſicht nur aus Gemeinſchaftsarbeit hervor
gehen.

Ueberſichtliche Geſtaltung von Reichs
und Landesrecht

Jn der letzten Nummer der „Hilfe“ behan
delt Miniſterialdirektor E. Falck die ſenigen Maß
nahmen, durch die die gegenwärtig noch nicht
mögliche Verwirklichung des Einheitsſtaates vor
bereitet und gleichzeitig eine Verbeſſerung und
Verbilligung unſerer Verwaltung herbeigeführt
werden kann. Neben der Flurbereinigung der
deutſchen Landkarte, dem Anſchluß kleinerer Län
der an größere und der Gleichheit der Reichs
und Landesbezirke beſpricht er die überſichtliche
Geſtaltung von Reichs und Landesrecht.

Es iſt unbedingt erforderlich, die preußiſche Staats
verwaltung im ſtärteren Maße dafür vorzubereiten, daß
ſie alsbald in die unmittelbare Verwaltung des Reiches
übergeht. Deshalb erſcheint mir eine grundlegende Umgeſtal
tung des in Preußen geltenden Rechtes notwendig. Der
Reichsminiſter des Jnnern, Dr. Külz, hat am 14. Oktober
1926 dem Reichstag den Entwurf eines Geſetzes über die
Sammlung des Reichsrechts vorgelegt, in dem vorgeſehen

und des Bundesgeſetzblattes des Norddeutſchen Bundes
in einer überſichtlichen Zuſammenfaſſung neu herausgegeben
werden. Denn von den rund 11500 Veröffentlichungen des
Reichsgeſetzblattes haben zur Zeit der Einbringung des Ge
ſetzentwurfes nur noch 2500 in Geltung geſtanden Wenn
dieſe organiſch zuſammengefaßt würden, ſo würden wir auf
eine Zahl von rund vier bis fünfhundert Reichsgeſetzen
kommen. Dieſe können in einer überſichtlichen handlichen
Sammlung von vier bis fünf Bänden zuſammengefaßt wer
den, die ein brauchbares Handwerkszeug für den Beamten
bilden, andererſeits auch der Bevölkerung die Feſtſtellung
des im Reiche geltenden Rechts ermöglichen kann. Der jetzt
aufgelöſte Reichstag hat wegen des Widerſtandes der Rechten
dieſen Geſetzentwurf leider bisher nicht verabſchiedet. Mit
Recht haben daher der Abgeordnete Dr. Külz und die übri
gen Mitglieder der demokratiſchen Fraktion am 2. Juli
1928 den alten Geſetzentwurf als Antrag im Reichstag neu
eingebracht. Jn Preußen muß auch hierauf habe ich ſchon
auf dem Preußentag der Demokratiſchen Partei im Oktober
1927 hingewieſen eine ähnliche Sammlung vorgenommen
werden, die umſo notwendiger iſt, als wir in Preußen nicht
mit einer einheitlichen Geſetzſammlung zu kun haben, ſon
dern mit fünfundſechzig verſchiedenen Geſetzſammlungen
nicht Bänden! Das beruht darauf, daß der Bau des heute
beſtehenden preußiſchen Stagtes, wenn ich von der Erwer
bung Wilhelmhavens, Helgvlands und Phrmonts ſowie
von den ſchmerzlichen Verluſten des Verſailler Vertrages ab
ſehe, im Jahre 1866 zum Abſchluß gekommen iſt, daß wir
aber ſeit jenen Tagen, alſo ſeit über zwei Menſchenaltern,
nicht mehr zu einer Neufaſſung des preußiſchen Rechts ge
kommen ſind. Wir müſſen heute für Zzahlloſe Rechtsgebiete,
z. B. für Fragen des Landwirtſchaftsrechts, vielfach noch
Geſetzſammlungen des Königsreichs Hannvver, des Königs
reichs Weſtfalen und anderer Rechtsvorgänger des preußi
Staates nachſchlagen. Wir können und dürfen es mit allem
Nachdruck betonen, daß wir dieſe 65 Geſetzſammlungen, die

in allen ſeinen Gebieten erforderlich ſind, wohl nur in einem
einzigen Hauſe in Preußen zuſammen haben, nämlich in
der Bibliothek des Preußiſchen Landtags ein Zuſtand,
der eines modernen Rechtsſtaates unwürdig iſt.

Eine konſervative Stimme für den
Einheitsſtagat

Wie ſtark der Gedanke des Einheitsſtagtes ſich auch in
rechtsſtehenden Kreiſen bereits durchgeſetzt hat, zeigt ein Vor
trag, den der bekannte Tübinger Hiſtoriker Profeſſor Dr.
Haller jüngſt in Tübingen auf Einladung des „Nationaben
Studentenklubs“ gehalten hat. Haller hatte ſich bekannt
lich bereits anläßlich des Vortrages des preu
ßiſchen Finanzminiſters Dr. Höpker-Aſchoff in Tübingen
für den Einheitsſtaat ausgeſprochen In ſeinem neuen Vor
trage wandte er ſich zunächſt lebhaft gegen die Haltung
Bayerns, das wohl von Bismarck ſpreche, aber in Wirk
lichkeit etwas ganz anderes wolle Jn die Tat umgeſetzt
würden uns die bayeriſchen Vorſchläge um hundert Jahre
rückwärts in die Zeiten vor dem Zollverein bringen. Das
föderative Prinzip ſei ein großes Hindernis im kaiſere
lichen Reich geweſen, und Bismarck habe einen ſchweren
Kampf dagegen führen müſſen. Haller verwies beſonders
auf die ewige Finanznot des alten Reiches und auf die Rück
ſichtnahme der kaiſerlichen Regierung auf die den regie
renden Häuſern entnommenen Heerführer, die uns im Kriege
ſchwer geſchadet habe. Hätten wir den Einheitsſtaat gehabt,
wäre vielleicht der Weltkrieg anders autsgegangen. Wenn es
auch fraglich ſet, ob der Einheitsſtaat von der Zentralver
waltung aus die innere Organiſation in der Verwaltung
ebenſo leiten könne, wie die territorialen Stagaten, ſo müßten
wir trotzdem hindurch zum Einheitsſtaat, denn eine Rück
kehr zum Bundesſtaat läßt die Finanz und Verkehrseinheit
nicht zu. Allerdings werde das Tempo auf dem Wege zum
Einheitsſtaat nicht ſo raſch genommen werden können, wie
manche glauben

Der Einheitsſtaatsgedanke
im Bayeriſchen Wald

Die Verdroſſenheit mit dem bayeriſchen Partikularis-
mus, wie er von Herrn Held und Genoſſen vertreten wird
kommt draſtiſch in einem Artikel zum Ausdruck, den die
„Chamer Heimatzeitung“ ein Organ, das die Jntereſſen
des Bauern und Mittelſtandes in den Kreiſen Oberpfalz
und Niederbayern vertritt, zum Ausdruck. Das Blatt fragt,
ob die neue bayeriſche Regierung den Bauern überhaupt
nützen kann und antwortet darauf:

„„Die Unternehmer ſtehen der ganzen bayeriſchen Re
gierungsbildung vollkommen gleichgültig gegenüber. Wenn
ſämtliche Miniſter in Bayern verſchwinden würden, und
nur ein Landtag mit einem Präſidenten geſchaffen worden
wäre, dann hätten Hunderttauſende eingeſpart werden
können. Wenn die kommende Regierung wieder für den Mit
telſtand nichts tut, dann iſt es am beſten, daß die bayeriſche
Regierung vollkommen verſchwindet.“

Wenn auch die Methoden in dieſer Weiſe eigenartig
wiedergegeben worden ſind, ſo ſind die Ausführungen doch
Zeugnis dafür, daß man im Bayeriſchen Wald anders denkt
als der bürvkratiſche Partikularismus in München.

Ein prügelnder Gutsbeſitzer

Die „Voſſiſche Zeitung“ meldet aus Breslau: Ein
bei dem Gutsbeſitzer Dierſchke in GroßTinz im Kreiſe
Nimptſch beſchäftigter Ackerkutſcher hatte ſich über die

ſchlechte Koſt beſchwert und ſchließlich erſucht, ſein Dienſt
verhältnis ſofort zu beenden. Der Gutsbeſitzer war ein
verſtanden, und der Arbeiter wollte ſich ſeine Papiewe
abholen. Als er auf dem Gutshofe erſchien, wurde er von
ſeinem Dienſtherrn am Arm gepackt und ins Haus ge
sogen, und hinter verſchloſſenen Türen dann von dem Guts
beſitzer und ſeinen beiden Söhnen ſo lange mit Fauſtſchlägen
traktiert, bis er blutüberſtrömt zuſammenbrach und ins
Krankenhaus geſchafft werden mußte.

ehe Die Sendung des Alters
u Von Prof. Dr. Willy Hellpach.

den Heute wird viel von der Jugend geſprochen. Laſſen
Durch ir deshalb auch einmal einen, der ein gutes Verhältnis

ilt, als neuen Jugend hat, von der Sendung des Alters ſpre
meinen Profeſſor Dr. Willy Hellpach hat zwölf früher ge
gertum ene Abhandlungen aus Lehre und Leben der Er
dabei mm ung unter dem Titel „Prägung“ bei Quelle u. Meyer in

ähzig erſcheinen laſſen. Daraus hier ein Abſchnitt, der die
aatlichen nt geiſtige Art der Betrachtungsweiſe Hellpachs zum Aus
N, wie

qusſchh bringt.
rer Das „Alter“ hat ſeine Sendung im Leben. Sie heißt:
die al Eheit, ſamt der in ihr ruhenden „Entſagung und Voll
Rechte ung wie es Friedrich Gundolf ſo ſchön über den

Ante ten Abſchnitt ſeiner Goethebiographie geſchrieben hat.
auf es macht den Jnhalt der Zeit aus, die bei der Frau nach

en ein fünfzigſten, beim Manne etwa vom fünfundſechzigſten
n auf ahre ab ſich zur Wegmarke der Achtzig hindehnt. Es iſt
hat W wundervolle Vorrecht des Menſchen und das immer

böner genutzte des Kulturmenſchen, ein wertvolles Alter
leben. Alte Tiere werden häßlich und garſtig, mürriſch

ſtiſ nd kräge, treulos und ſtumpf; nicht viel anders ſteht es
manchen primitiven Völkern und es gab welche, die
W alternden Volksgenoſſen töteten oder am Wege verkom
i ließen. Etwas von jenem Rückgang der friſchen Per
lichkeit droht ja bei jedem Menſchen das Alter ihm und

d e andern zu vergällen. Aber wie prachtvoll hat dieültur dieſe Gefahr gebändigt! Es gehört zu den trium-
alten Siegen des Geiſtes über die bloße Natur: das

ſentum der Kulturmenſchheit!
Dabei darf der Gehalt der Weisheit nicht rein intellek

l gedeutet werden. Einmal iſt Weisheit mehr und an
S als Wiſſen; ſie ſchließt Wiſſen ein, aber nur noch

t l Abolles, durch alle Siebe der Erfahrung und Ent-
t ſchüng geſchütteltes, Weizen vhne Spreu; jedoch ſie er

t ſich nicht in dieſem geläuterten Wiſſen, ſie verknüpft

ein Verbindungsfaden zur Sexualität läuft, vffenbart uns

nicht bloß theoretiſch folgert, ſondern praktiſch lebt. Weisheit
iſt alſo Logos und Ethos in einem, es waren gerade ſchon in
der antiken Welt die Philoſophen der ſittlichen Lebenser
gründung, die um ein Jdeal des Weiſen kreiſten, die Denk
ſyſteme der Stog und Epikurs. Jndem ſie für das eigene
Jch geläuterte Entſagung bedeutet, furchtloſe Heiterheit in
der Todesnähe, Lebenserfülltheit und darum Freiheit vom
Begehren und Verlangen wies ſie den andern gegenüber
zur Güte und zwar zur Altersgüte. Denn es gibt
Güte zu allen Lebenszeiten, ob ſie da iſt, wie groß und
echt ſie iſt, ob ſie mangelt, hängt an Veranlagungen, die
angeboren, hängt an Umwelteinflüſſen, die der angeborenen
Anlage günſtig vder feindlich ſind, man weiß, daß ur
ſprüngliche Güte durch erlittene Härte, durch Freud Und
Liebloſigkeit erſtickt werden, daß anfängliche bloße Gut
mütigkeit, bei Kindern ja ſo verbreitet, als ſolcher ver
ſtanden oder durch wirkſames Vorbild von Erziehern zur
Güte emporentwickelt werden kann. Auch die greiſe Güte
nun mag nicht immer vhne biologiſche Wurzeln ſein, na
mentlich bei der Frau, die das Klimakterium durchſchritten
hat, wird ſie als etwas Natürliches betrachtet, ſie verſinn
bildlicht ſich hier etwas ſentimentaliſch in der Geſtalt des
Großmütterchens, ſie erſcheint als eine Art Korrelat der ge
ſchlechtlichen Wunſchloſigkeit die ja eben beim Manne nie
mals mit ſolcher Zuverläſſigkeit ſich einſtellt. Daß hier

das Gefühl des Fatalen, das uns im Anblick des geſchlechts
begehrlichen Greiſes überkommt: wir wünſchen ſeine Zärt-
lichkeit zur Jugend frei von dieſer Beimiſchung, wir for
dern von ſeinem Lebensalter Güte, nicht Wünſche Es trübt
uns des 74jährigen Gvethes Liebe zur I9fährigen Ulrike
von Levetzow, daß er ſie durch Heirat, durch Vergattung
krönen wollte; wie eine Wolkenwand am Abendhimmel
die uns eine Weile den Sonnenuntergang verdüſtert, lagert
dieſe Jrrung über dem Greiſenalter Goethes, das ſo herr-
lich mit der gütigen Entſagung gegenüber Marianne von
Willemer bei dem 66 jährigen begonnen hatte. So wird
greiſe Güte uns mehr als eine Eigenſchaft des hohen Alters,

ihm im Keime vielleicht mitgegeben, gewiß beim Weibe
ungewiß beim Manne, aber in der Entfaltung und Voll
endung iſt ſie ihm aufgegeben Sie iſt die Transpoſitivnſ
ſeiner Weisheit ins moraliſche Melos. Der greiſe Menſch ſoll
Zütig ſein, weil er weiſe iſt: nirgends beſitzt die Theſe des
Sokrates, daß die Tugend ein Wiſſen ſei, ſoviel Recht, wie
angeſichts dieſes Lebensalters.

Doch über alle geiſtige und ſittliche Vollendung hinweg
iſt freilich das bivlogiſche Schickſal des Menſchen ſein Los
als Kreatur unzertrennbar und ungaufhaltſam. Weil wir
leben, müſſen wir ſterben, mindeſtens weil wir das Leben ge
ſchlechtlich fortpflanzen, ſind wir perſönlich dem Tode ver
fallen: das iſt ja die wiſſenſchaftliche Erkenntnis der Bio
logie, in der die uralte Erzählung von der Todesverhän
gung nach dem geſchlechtlichen Sündenfall ſich überraſchend
widerſpiegelt. Wo die Lebeweſen ſich ungeſchlechtlich ver
mehren, ſich teilen oder ſproſſen, kann man wahrſcheinlich
vom Tod des Jndividuums nicht reden oder doch in keinem
andern Sinne als in demſelben, wie wir einen Jünglings
leib geſtorben nennen mögen, weil es ſich in einen Mannes
leib gewandelt hat und keine einzige ſeiner Zellen, rein
chemiſch betrachtet, mehr die Zelle von vor zehn Jahren
iſt. Jn dieſem Sinne iſt alle Entwicklung ein fortwährendes
Stirb und Werde.

Von der Wiege bis zum Grabe verläßt den Menſchen
nicht ſeine zwieſältige und zwieſpältige Natur als Körper
und Geiſt. Jn dieſer tragiſchen Spannung liegt alles
eigentlich Menſchliche und Menſchheitliche beſchloſſen. Weder
nach der einen noch nach der entgegegengeſetzten Seite ver
mögen wir ihr zu entrinnen. Sie ſetzt ſich wider unſern
Willen ſtets aufs neue durch. Gewahren wir das nicht heute
vor unſern Augen, angeſichts einer Generation, die das
Leben an ſich vergöttert, um den Elan vital kreiſt, Lebens
philoſophie predigt, und in ſkurillem Widerſpruch dazu die
Grenzen der Lebensalter ſo zu verwiſchen trachtet, wie ſeit
langem keine?

mit der Einſicht in den Sinn des Daſeins, demgemäß ſie ſie wird uns wie eine ſittliche Forderung an dieſes ſie iſt



Politiſ che Notizen
Die Perſonal-Bedarfsbemeſſung bei der

VReichspoſt
Erleichterungen für die Poſtbeamtinnen.

Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ mitteilt, hat
das Reichspoſtminiſterium auf Grund von Vorſtellun
gen einer Vertretung der Poſtbeamten die Notwendig-
keit einer Nachprüfung der Leiſtungsfeſtſtellungen zuge
geben, wenn die Leiſtungsfeſtſtellungen Grundlage für die
Perſonalbedarſsbemeſſung ſind. Der Hauptbeamtenausſchuß
der Reichspoſt hatte bereits früher auf Veranlaſſung der
weiblichen Poſt und Telegraphenbeamten beim Verwal
kungsrat einen Antrag geſtellt, nach dem die Uebertragung
neuerer gemilderter Richtlinien für eine Perſonalbedarfs
bemeſſung auch auf den Fernſprechvermittlungesdienſt und
auf den Fernſprechgebührenberrechnungsdienſt gewünſcht
wurde. Dieſer Antrag war vom Reichspoſtminiſterium ab
gelehnt worden, doch wurde jetzt zugeſtanden, daß die Lei
ſtungsfeſtſtellungen nicht mehr ſtarrer Maßſtab ſein ſollten,
ſondern daß die örtlichen Betriebsbedürfniſſe in Rechnung
geſtellt werden ſollen. Die in Ausſicht genommenen Maß
nahmen werden mit der Tatſache begründet, daß der Fern
ſprechverkehr beträchtlich geſtiegen iſt, das Perſonal dieſer
Steigerung aber bisher nicht angepaßt ſei. Der Fernverkehr
kann ferner erfahrungsgemäß nicht als mechaniſcher Maſ
ſenverkehr angeſehen werden und ſchon um Gebührenverluſte

zu verhindern, müſſen auch hier labilere Beſtimmungen
über die Leiſtungsbemeſſung Platz greifen

Kriſe im Landbund
Jm Landbund gärt es wieder einmal heftig. Um die

Maſſenflucht der Bauern aus der Deutſchnationalen Partei
politiſch unwirkſam zu machen, hatte man bekanntlich vor
den Reichstagswahlen einen Teil der Landbundführer ab
kommandiert, die unter der Firma Ehriſtlich nationale
Bauernpartei eine beſondere politiſche Organiſation der
Landbevölkerung ſchaffen ſollten. Das Manöver iſt inſofern
gelungen, als die neue Partei tatſächlich einen größeren Teil
der von den Deutſchnationalen abgewanderten Bauern
ſtimmen auf ſich vereinigen konnte. Aber die Führer der
neuen Bauernpartei ſcheinen doch nicht gewillt zu ſein, die
ihnen zugedachte Rolle als eine bloße Hilfstruppe der
Deutſchnationalen Partei zu ſpielen. Die Selbſtändigkeitsge
lüſte der Chriſtlich nationalen Bauern hat den deutſchnatio
nalen Landbundelementen um ſo mehr Kopfſchmerzen ver
urſacht, als der Führer der Bauernpartei, Abgeordneter
Hepp, beſanntlich gleichberechtigt mit dem deutſchnationalen
Grafen Kalckreuth das Präſidium des Landbundes inne hat.
Die Deutſchnationalen verſuchen deshalb jetzt, den beiden
bisherigen Präſidenten eine oberſte Leitung in Geſtalt des
bisherigen Reichsernährungsminiſters Schiele voranzuſtel
len. Es fragt ſich nun, wie Hepp und ſeine Partei ſich zu
dieſer Degradierung ſtellen werden.

Konſervatismus, Liberalismus,
Demokratie

Profeſſor Mommſen vor dem Göttinger Hochſchulring.

Profeſſor Mommſen, der demokratiſche Forſcher der
Univerſität Göttingen, ſprach dort auf einer Veranſtaltung
des Hochſchulrings Deutſcher Art, die ſich in freimütiger
Weiſe mit modernen politiſchen Problemen auseinander
ſetzte. Mommſen würdigte die hiſtoriſche Bedeutung des
Liberalismus Liberale und Demokraten, die im 19. Jahr-
hundert ſcharf unterſchieden werden konnten, hätten ihre
große Aufgabe in der Vorbereitung der Reichseinheit erfüllt.
Dieſe liberale Bewegung war getragen von Beſitz und Bil
dung, Intelligenz und Kapital. Ziel war nicht der dynaſtiſch
fundierte Staat, ſondern der Staat auf „völkiſcher“ Grund
lage. Mit der Reichsgründung wurde dieſes Hauptziel er
reicht. Heute ſind die Forderungen des Liberalismus Ge
meingut der meiſten Parteien geworden. Heute iſt das
techniſche Mittel der Politik die demokratiſche Form. Prak
tiſch gibt es nichts anderes Der entſcheidende Gegenſatz iſt
heute nicht konſervatio und liberal, rechts und links, viel
mehr alte und junge Menſchen. Aufgabe der jungen Gene
ration iſt es, das neue Reich aufzubauen, das nicht in weiter
Ferne ſchwebt, ſondern das organiſch aufzubauen iſt auf
der Grundlage der deutſchen Republik und der Weimarer

Verfaſſung.

Die Siedlungsergebniſſe
des Jahres 1926 in Preußen

Nur mit großer Verzögerung erfährt die Oeffentlich
veit die Reſultate der ſtaatlichen Siedlungstätigkeit. Erſt vor
kurzem ſind die preußiſchen Siedlungsergebniſſe des Jahres
1926 veröffentlicht worden, denen man inſofern mit beſon
derem Intereſſe entgegenſah, als das Reich ſeit Herbſt 1925
die Siedlungstätigkeit durch erhöhte Subventionen geför
dert hat. Jm ganzen geſehen zeigt die Siedlungsſtatiſtik
des Jahres 1926 ein etwas günſtigeres Bild als die des
Vorjahres immerhin bleibt das Geſamtreſultat hinter den
Erwartungen zurück.

Der Landvorrat in der Hand der Siedlungsgeſellſchaf
ten erhöhte ſich bis Ende 1926 um eag. 10 Proz. auf rund
70 000 Hektar Land einſchließlich 1600 Hektar Moor und
Hedlandflächen. Zu Siedlungszwecken wurden im Laufe des
Berichtsjahres rund 34 500 Hektar erworben, wovon über
78 Prozent auf die öſtlichen Landesteile, die für die Sied
lungstätigkeit in erſter Linie in Betracht kommen, entfallen.
Jm Gegenſatz zu früher iſt der Landerwerb aus Staats
domänen, Reichsbeſitz und ſonſtigen ſiskaliſchen Ländereien
ſtark zurückgegangen und betrug nur 4 Proz. Zum über
wiegenden Teil, zu 92 Proz., ſtammt das neuerworbene
Siedlungsland aus dem Beſſitzſtand der großen Güter, und
zwar iſt Siedlungsland hauptſächlich in Pommern, Oſt
preußen und Niederſchleſien angekauft worden. Jm Wege der
Enteignung ſind nur 250 Hektar 0,9 Proz. der Geſamt
fläche erworben worden.

Von dem in der Hand der gemeinnützigen Siedlungs
unternehmen befindlichen Landvorrat iſt ein reich liches
Fünftel, 22,6 Proz. zur Neuſiedlung verwandt worden
rund 3 Proz. ſind im Wege der Anliegerſiedlung in bäuer
lichen Beſitz übergegangen. Jnsgeſamt ſind im Jahre 1926
1628 neue Stellen auf einer Fläche von 22 159 Hektar
begründet worden. Gegen das Vorjahr iſt ſomit eine Steige
rung von 9,5 Proz. was de Zahl der Stellen angeht, und
von 53 Proz., was die beſiedelte Fläche angeht, erzielt wor
worden, ein verhältnismäßig beſcheidenes Reſultat in An
betracht der Größe der aufgewandten Miktel. Dabei iſt
noch zu berückſichtigen, daß in die Statiſtik auch Stellen
in einer Größe von unter und 1 Hektar (23,7 Proz.
aufgenommen ſind, alſo Betriebe, die nicht oder kaum
unter den Begriff der ſelbſtändigen Ackernahrung und des
Familienbetriebs fallen Andererſeits befinden ſich unter
den in der Statiſtik verzeichneten Neuſiedlungen auch eine
Anzahl Reſtgüter, die nach ihrer Größe eigentlich unter
die großen Güter im Sinne des Reicheſiedlungsgeſetzes ein
zureihen wären. Durſchnittlich kommen auf eine Siedler
ſtelle auf altem Kulturland 18,8 Hektar, gegen 9,7 Hektar
im Vorjahr

Der Schwerpunkt der Siedlungstätigkeit lag 1926
wie in den früheren Jahren in den ſieben öſtlichen Landes
teilen mit rund 71 Proz. der Stellenzahl und 80,5 Proz-
der Flächenzahl nach. Jnnerhalb der Provinzen ſtehen Oſt
preußen und Pommern nach der Zahl der neubegründeten
Stellen an der Spitze

Auf den Neuſiedlungen ſind in dem Berichtsfahr 1629
(im Vorjahr 1487) Siedler mit 6062 (im Vorjahr 5159)
Familien angehörigen angeſiedelt worden. Jntereſſieren
dürfte noch, daß nahezu 80 Proz. der Siedler in der Land
oder Forſtwirtſchaft hauptberuflich tätig waren, während

auf die Beruſsgruppe Handel oder Gewerbe über 16
Proz. entfallen. Die Mehrzahl der Siedler ſtammt aus der
Provinz, in der ſich die neue Stelle befindet.

Die Anliegerſiedlung weiſt bedauerlicherwetſe einen
Rückgang von nahezu 20 Proz. gegen 1925 auf. Nur 6357
Hektar wurden an die Beſitzer von Kleinbetrieben, und auch
davon nur die knappe Hälfte zu Eigentum abgegeben. Ein
völliges Manko zeigt die Landarbeiterſiedlung, die 1926
gänzlich zu Stillſtand kam.

Beamtenfragen
Demokratiſcher Beamtentag

Vom 31. Auguſt bis 2. September in Regensburg.
Das vollſtändige Programm des 9. Beamtentages des

Peicheausſchuſſes der Deutſchen Demokratiſchen Beamten in
Regensburg vom 31. Auguſt bis 2. September wird jetzt
bekanntgegeben. Am 31. Auguſt tritt vormittags 10 Uhr
der Reichsvorſtand des demokratiſchen Beamtenausſchuſſes
zuſammen und nachmittags 3 Uhr die erſte Delegierten
Verſammlung Abends findet ein Ausflug nach dem Nau
mann Haus in Wenzenbach ſtatt. Am 1. September ſprechen
in der zweiten DelegiertenVollverſammlung, zu der auch
Gäſte eingeladen werden, Reichstagsabgevrdneter Dr. Her
mann Fiſcher über „Die Erhaltung des Berufsbeamtentums
im Volksſtaat“ und Oberſteuerinſpektor Adam TempelNürn
berg über „Die Zukunft der Deutſchen Demokratiſchen Par
tei“. Der Nachmittag iſt der Ausſprache gewidmet und ein
Feſtabend beſchließt den Tag. Am 2. September findet noch
eine Delegiertenvollverſammlung ſtatt, nachmittags iſt ein
gemeinſamer Ausflug zur Walhalla. Jm Anſchluß an den
Beamtentag wird eine Geſellſchaftsveiſe nach Wien vor
hereitet, die am 6. September vffigziell abſchließen ſoll.

Die ſozialen Aufgaben der Kommunalpolitik.
Die inneren und außenpoli iſchen Verhältniſſe Deutſch

lands und der wirtſchaftliche Umformungsprozeß ſtellen auch
an die deutſchen Gemeinden neue und geſteigerte Anfor
derungen. Der freiheitlich nationale Gewerkſchaftsbund der
Angeſtellten (GDA.) verfolgt dieſe Vorgänge mit beſonderem
Intereſſe und hat deshalb für den 4. deutſchen Angeſtellten
lag, der im Anſchluß an den 4. Bundestag des GDA. am
16. bis 19. Auguſt in Breslau ſtattfindet, den erſten
Vertreter der größten deutſchen Gemeinde, Oberbürgermeiſter

Dr. Guſtav Böß Berlin als Redner über das Thema: „Die
ſoziablen Aufgaben der Kommunalpolitik“ gewonnen. Jm
Zuſammenhange ſpricht das Mitglied des Reichswirtſchafts
rates, Max RöſſigerBerlin, Mitglied des Bundesvor
vorſtandes des Gewerkſchaftsbundes der Angeſtellten über
„Sinn und Ziele des modernen Arbeitsrechts“. Die große
Doppeltagung wird als Bekenntnis zum Deutſchtum im
deutſchen Oſten ausklingen.

Aus der Arbeit

der demokratiſchen Landtagsfraktion

Deſſentliche Hand und Scheuerkonzern.
Die Beſorgniſſe, die in Kreiſen der Wirtſchaſt, insbe

ſondere des Getreidehandels anläßlich des Ankaufs des
ScheuerKonzers durch die Rentenbankkreditanſtalt und die
Preußenkaſſe entſtanden ſind, haben, wie der „Demokra
tiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, die demokratiſche Preußen
fraktion, (Dr. Zeitlin, Falk und Genoſſen), veranlaßt, die
Preußiſche Staatsregierung in einer Großen Anfrage nach
den Gründen des Ankaufs und den beim Ankauf verfolgten
Abſichten zu interpellieren. Es wird ferner die Frage ge
ſtellt, wie der für das Unternehmen gezahlte hohe Preis
ſich vechtfertige.

Fürſorge für die Grenzmark
Ein demokratiſcher Urantrag im Landtag.

Die demokratiſchen Abgeordneten Falk, Räiedel und
Dr. Grzimek haben im Preußtſchen Landtag folgenden
Urantrag eingebracht:

Aus ſtaats und nationalpolttiſch triftigen Gründen
wurde nach dem Vollzuge des Verſailler Friedensvertrages
die Provinz GrenzmarkPoſenWeſtpreußen gebildet. Jhve
Erhaltung erſcheint aus den gleichen Gründen unbedingt

Finanzminiſter Dr. HöpkerAſchoff beim deutſchen Grete

notwendig. Umſo weniger darf verkannt werden daß di
Provinz nicht nur die räumlich kleinſte ſondern auch die
dünnſten bebölkerte Provinz Preußens iſt, im auffällig
Gegenſatz zu dem weſentlich dichter bevölkerten angt
zenden Gebiet Polens. Jn einigen Kreiſen der Pro
beonders in ihrem nördlichen Teil machen ſich daher
fahren bemerkbar, die nicht nur ſtaatliche Auſmerkſamt
ſondern ſchnelle ſtaatliche Fürſorge erheiſchen. Die kulturund insbeſondere die wirtſchaftliche Lage der Provin e

ebenſo ungünſtig wie ihre Verkehreverhältniſſe. Ab
mittelbare Folge davon droht eine weitere Bevölkerung e
nahmeWir beantragen daher, der Landtag wolle beſchließ e

die Staatsregierung zu erſuchen, dem Landtage binnen atgege
zeſter Friſt eine eingehende Denkſchrift über die Verhälin e

der Provinz GrenzmarkPoſenWeſtpreußen vorzulegen udabei insbeſondere folgende Fragen ausführlich zu beg umme:

worten:
Was iſt in dieſer Provinz in den letzten Jahren

dem Gebiete der Siedlung geleiſtet worden b) Mit welch
Anteil iſt die Provinz an den Oſtfürſorgemitteln
Reiches und Preußens in den letzten Jahren beteiligt w.
den e) Welche Beträge ſind hiervon unbedingt notwendi
Kultur und Verkehrsaufgaben verwandt worden d) Wel
Mittel ſind flüſſig gemacht worden, um Jnduſtrie, Han
und Gewerbe in dieſer Provinz durch Kredite oder duöffentliche Aufträge zu unterſtützen e) Welche Zuſchüſſe um M

die Preußiſche Staatsregierung aus dem Hauszinsſteuerg

kommen für Wohnungsbauzwecke an die Provinz geleiſtt
Welche Angaben können über die eigene Leiſtungsfähiglder Provinz und ihrer Kreiſe gemacht werden g) Jn w ſoll

chem Umfange hat ſich das Reich an den Fürſorgemaßne Der
men Preußens für die Provinz beteiligt? ſnermehr d

welchem
e Unterſcht

Parteinachrichten
handel

Der preußiſche Finanzminiſter Dr. Höpker-Aſchoſf derkampf
für die Jahreshauptverſammlung des Reichsverbandes en durch
deutſchen Groß und Ueberſeehandels die am 21. Septemlſſe große
in München ſtattfinden wird, nachdem tags zuvor das Pro ſſen immer
dium des Reichsverbandes zuſammentritt, ein Referat ülſichte bei
„Einheitsſtaat und Verwaltungsreform“ übernommen e det
30 Jahre Velberter „Morgenzeitung“. des deu

Die „Morgenzeitung“ in Velbert kann auf ein 30fäl Kreiſe w
ges Beſtehen zurückbhicken. Der Vorſtand der Deutſe j die Krei
Demokratiſchen Partei Koch Weſer, Erkelens, Fiſcher beſt
dem Verleger Kretzſchmar aus dieſem Anlaß folgen
Telegramm geſandt: „Den unerſchrockenen Vorkämpfern
Republik und Demokratie im Kreis Mettmann zum
hährigen Jubiläum herzliche Wünſche für weiteren Aufſſ
und Erfſolg.“

Bezirk Halle
Halle. Zum Verfaſſungstag Fahnen her

aus Wir bitten alle Mitglieder und Geſinnungsfreun
am Verfaſſungstage in den Reichsfarben zu flaggen
bitten wir um eine ſtarke Beteiligung an der amtlich
Verfaſſungsfeier, zu der unſer Parteifreund, H
Landeshauptmann Dr. Hübener die Feſtri
übernommen hat. Am Sonnabend abend 8 Uhr begin
im Hofjäger die Verfaſſungsfeier unſeres Halleſchen Verei yf
Die Feſtanſprache hält Herr Proſeſſor Dr. L örcher.

D. D. P., Ortsgruppe Weißenfels. Montag, den 6. Al
abends 8 Uhr, Monatsverſammlung im Stadttheater. We
wichtiger Tagesordnung bitte um zahlreiches Erſcheinen
Unſere Verfaſſungsſeier findet Sonntag, den 12. Auge
von nachmittags 3 Uhr ab im Bahnhofsreſtaurant Leißli
ſtatt. Nähere Bekanntgabe erfolgt noch. D. V.

i

D. D. P. Halle
Ssonnabencd, den ſ. August, abends 8 Uhr
im Konzerthaus „Hoffäger“

her lassungsleler
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